
Wohlstand für alle war Ludwig Erhards Ziel, nicht Gewinnmaximierung für wenige. Damit bereitete er den Boden für das deutscheWirtschaftswunder. Foto: obs

I
m ersten Jahrzehnt unseres Jahr­
tausends jagt eineKrise die andere.
2007 brach der US­Immobilien­
markt ein, 2008 ging die Invest­
mentbank Lehman Brothers pleite.

Seitdem wird das Weltfinanzsystem not­
dürftig mit Staatsgarantien und frischem
Notenbankgeld vor dem Kollaps gerettet.
Viele Staaten erlitten massive Einbrüche
des Wirtschaftswachstums. Anfang 2010
musste Griechenland seinen drohenden
Staatsbankrott beichten. Es folgten Hilfs­
pakete für Staaten und Banken, Rettungs­
schirme, Fiskalpakt und – nahezu im Wo­
chentakt – Gipfeltreffen mit der anschlie­
ßenden Versicherung, man habe die Krise
imGriff. AberwelcheKrise?DieFinanzkri­
se, die Staatsverschuldungskrise, die Euro­
krise? Die Wirtschaft in den europäischen
Krisenländern schrumpft, Sozialleistun­
gen werden beschnitten, die Arbeitslosig­
keit –besondersdie Jugendarbeitslosigkeit
– nimmt beängstigendeAusmaße an.

Klar, dass die Menschen „den Markt“
und „den Kapitalismus“ zunehmend kri­
tisch sehen. Neben den Normalverbrau­
chern gießen aber auch professionelle Be­
obachter Häme über die „Unsichtbare
Hand“aus.Der„Neoliberalismus“habealle
Schrankenniedergerissen, demMarktradi­
kalismus, ja, demRaubtierkapitalismusder
Finanzmärkte denWeg geebnet.

Die Kritik an den Verhältnissen ist be­
rechtigt. Aber sie wird einer Denkrichtung
angelastet, die alles andere als grenzenlose
Marktfreiheit und Staatsabstinenz auf ihre
Fahnen geschrieben hatte. Denn der öko­
nomischeLiberalismuswar zumZeitpunkt
seinerEntstehung inderMittedes 18. Jahr­
hunderts die deutlich bessere Alternative
zum Vorangegangenen. Der bis dahin
ideengebende „Merkantilismus“ – eine Art
Vorläufer der heutigen „Industriepolitik“ –
maß den Wohlstand an der fürstlichen
Schatzkammer statt am Wohlergehen der
Bevölkerung; er hatte mit Staatseingriffen
die Landwirtschaft an den Rand des Ruins
gebracht und eine einseitige Gewerbe­
struktur gefördert. Demgegenüber griffen
der schottische Ökonom und Philosoph
Adam Smith (1723–1790) und die anderen
Gründungsväter des „Klassischen Libera­

lismus“ die Ideen der Aufklärung auf und
übertrugen sie aufWirtschaft, Gesellschaft
und auch auf die Politik.

Kern dieses ordnungspolitischen Pro­
gramms waren „Vertragsfreiheit und freier
Wettbewerb bei begrenzten Staatsaufga­
ben“. Für denEinzelnen bedeutete dies das
Recht auf Privateigentum an Produktions­
mitteln, freienWettbewerb, freie Konsum­
wahl und freie Berufswahl. Dem Staat wa­
ren der Schutz des Individuums, die Auf­
rechterhaltung der inneren Ordnung und
der militärische Schutz nach außen aufge­
tragen. Die staatliche Infrastruktur bezog
sich auf das Erziehungswesen, das Kran­
kenwesen, die Errichtung von Häfen und
KanälenundauchaufdieKunst.DieFinan­
zierung sollte über eine maßvolle Besteue­
rung erfolgen. Staatsverschuldungwar ver­
pönt; sie kam nur bei Kriegsfolgelasten
oderNaturkatastrophen inBetracht.

Heute wird gern behauptet, dass Smith
dem Staat nur eine „Nachtwächterfunk­
tion“ zuweisenwollte, während die bespöt­
telte „Unsichtbare Hand“ den Rest schon
regle. Diese Behauptung ist
falsch. Wenn Smith in seinem
Werk „DerWohlstand der Na­
tionen“ (1776) den Ausdruck
„Unsichtbare Hand“ verwen­
det, bedient er sich damit
einer zeitgenössischen Re­
densart. Sie dient ihm als Me­
tapher für die Koordinations­
leistung eines freien, aber regelgebunde­
nen Wettbewerbs, die kein Planer je
erreichen könnte. Smith verlangt vom
Staat eine ordnungspolitische Wettbe­
werbspolitik,weil sonst selbst das „harmlo­
seste Treffen von Unternehmern“ zu einer
„Verschwörung gegen die Verbraucher“
wird. Und er fordert ein Bankgesetz, das
„Brandmauern“errichtet–moderngewen­
det: die Trennung von Kreditgeschäften
und Investmentbanking.

Die Regierungen seiner Zeit scherten
sich wenig um derlei Empfehlungen. Sie
blockierten den freien Außenhandel und
beschränkten den Wettbewerb. Noch 1897
erlaubte der deutsche Reichsgerichtshof
Unternehmerabsprachen, und Deutsch­
land mutierte „zum Land der Kartelle“.

Eine wirksame Organisation der Arbeit­
nehmer wurde unterdrückt und behindert.
Die Industrialisierung brachte deshalb
zwar einen riesigen Kapitalstock hervor,
zeitigte aber gleichzeitig Landflucht, Ver­
städterung, Kinderarbeit und missachtete
die soziale Absicherung.

Vor demHintergrunddes linkenwie des
rechten Totalitarismus entwickelten Den­
ker des 20. Jahrhunderts zwei Richtungen
einer freiheitlichen Wirtschafts­ und Ge­
sellschaftsordnung, umFrieden undWohl­
stand in und zwischen den Völkern dauer­
haft zu ermöglichen: den Demokratischen
Sozialismus und den Neoliberalismus. Die
Leitidee der deutschen Sozialdemokratie
war der Versuch, Demokratie und Sozialis­
mus in einer dualen Wirtschaftsordnung
fruchtbar zu verknüpfen: „Wettbewerb so
weit wie möglich, Planung so weit wie nö­
tig“, so fasste es 1954 Karl Schiller, später
„Superminister“ der sozialliberalen Koali­
tion, zusammen. Bei Lichte besehen haben
aber der Staat und seine Ziele Vorrang.
BringtderWettbewerbnichtdieerwünsch­

tenResultate, so ist einzugrei­
fen: beeinflussend, interve­
nierend oder regulierend.

Der viel gescholteneNeoli­
beralismus, ein Begriff, mit
dem die liberalen Erneuerer
selbst nicht besonders glück­
lich waren, umfasst mehrere
Facetten. Die Freiburger

Schule des „Ordoliberalismus“ umriss
nochwährend des Dritten Reichs und stets
der Gefahr staatlicher Verfolgung ausge­
setzt eine tragfähige Gesellschafts­ und
Wirtschaftsordnung für die Zeit nach dem
Krieg. IhreVordenkerweisendemStaatdie
Pflicht einer strikten Ordnungspolitik zu.
Berühmt sind Walter Euckens konstituie­
rendeundregulierendePrinzipien,mitden
Kernelementen Preisniveau­Stabilität,
einer stabilen Währung, dazu Privateigen­
tum, das strikt mit der Haftung gekoppelt
ist, sowie ein regelgebundener Wettbe­
werb. Umweltschutz und Mindestlöhne
waren ihnen keineswegs fremd: Das Rech­
nungswesen müsse schädliche Effekte er­
kennbar machen, damit „Raubbau an der
Natur“ vermieden werde. Eine solche glei­

chermaßen freiheitliche und regelgebun­
deneOrdnungmutet dem Staat viel zu – zu
viel, meinten manche und warfen Eucken
vor, einen viel zu starken Staat zuwollen.

Unabhängig von den Freiburgern arbei­
tete der spätere Bundeskanzler Ludwig Er­
hard seit 1942 an Überlegungen für die
Ordnung in einemNachkriegsdeutschland.
Erhard, der riskante Kontakte zum deut­
schen Widerstand hatte, und
der Kultursoziologe und Öko­
nom Alfred Müller­Armack
erkannten, dass der Neuan­
fang die besondere Nach­
kriegssituation berücksichti­
gen müsse. Müller­Armack
forderte die „Versöhnung von
Arbeit und Kapital“. Er prägte
den Begriff der Sozialen Marktwirtschaft
(mit großem „s“), den Erhard großartig zu
kommunizieren verstand.

Diese „Soziale Marktwirtschaft“, eine
pragmatischeVerbindungdes „Ordolibera­
lismus“mit dem „soziologischen Liberalis­
mus“, war zweistufig angelegt. Zunächst
ging es um die unmittelbare Linderung der
Not, den Wiederaufbau und die Eingliede­
rung der Millionen von Flüchtlingen und
Vertriebenen. Ihr sollte eine zweite Stufe
folgen, sprachlich etwas holprig „Formier­
te Gesellschaft“ genannt, die der weiteren
„Versöhnung von Kapital und Arbeit“, der
sozialenAbsicherungsowiederBeteiligung
breiter Bevölkerungsschichten am volks­
wirtschaftlichen Vermögen gewidmet ist.
Schon die kaum nennenswerte Rezession
von 1966 dämpfte dieses Vorhaben. Die Öl­
krisen der siebziger Jahre, hohe Lohnfor­
derungen im öffentlichen Dienst, Wirt­
schaftskrisen, die Wiedervereinigung, der
Prozess der Globalisierung und die seit
2007 anhaltende labile Situation im Fi­
nanzbereich ließen und lassen kaum Zeit,
ordnungspolitisch klar zu handeln.

Angelsächsische Theoretiker interpre­
tieren den Liberalismus freilich in einer
Weise, die dem zentralen Anliegen des
deutschen Neoliberalismus glatt wider­
spricht, allen voran die „Chicagoer Schule“
mit ihrem bekanntesten Vertreter Milton
Friedman, die auf einen Minimalstaat, De­
regulierung und die Effizienz der Märkte,

auch die der Finanzmärkte, setzte. Neuer­
dings forderten einige US­Autoren sogar,
schlichte Verbraucherinformationen zu
unterlassen! Diese „Neuinterpretation“
vergisst, dassderGebrauchderFreiheit im­
mer Dritte treffen kann, weshalb „Freiheit
ohne Grenzen“ schließlich im chaotisch­
brutalen „Recht des Stärkeren“ mündet.
Kein ernst zunehmender deutschenNeoli­
beraler hätte formuliert, dass „Märkte stets
und immer effizient“ seien, und dass ein
„Minimalstaat“ genüge.

Interessierte Lobbyisten ließen sich
diese Vorlagen nicht entgehen. Es war im
Jahr 1999, als der als liberal eingestufteUS­
Präsident Bill Clinton (Wahlslogan: „It’s
the economy, stupid!“) das nach der Gro­
ßen Depression 1933 erlassene Verbot von
Universalbanken aufhob und die halb­
staatlichen Hypothekeninstitute Fannie
Mae und Freddie Mac zwang, für Hypo­
thekenkredite an nahezumittellose Bürger
geradezustehen. Zugleich überschwemm­
ten undurchschaubare „strukturierte Fi­
nanzprodukte“ den Markt. Beliebt waren
etwa die sogenannten Spread Ladder
Swaps, wohinter sichWetten auf die unter­
schiedliche Zinsentwicklung verschiede­
ner Währungen verbergen. Dieses Gebräu
musste früher oder später explodieren. Es
dauerte ein Jahrzehnt, bis mit der Sub­
prime­Krise und der Lehman­Brothers­
Pleite Verwerfungen ausgelöst wurden, die
bis heute anhalten.

Der Verlockung, Geld mit geschickten
„Finanzkonstruktionen“ zu verdienen, wi­
derstand auch Deutschland nicht. 2004 be­
schloss die rot­grüne Koalition die Zulas­
sung der bis dahin verbotenen Hedgefonds.
UndwährendderGroßenKoalition förderte
der damalige Finanzminister Peer Stein­

brück (SPD) die Fusion von
Dresdner Bank undCommerz­
bank, umnebenderDeutschen
Bank einen zweiten „großen
Player“ imWeltfinanzgeschäft
zu haben. Dabei hatte sich
doch die Dresdner Bank schon
am Investmentbanking verho­
ben. Kurz danach räumt Stein­

brück ein, man habe vor der Krise nicht ge­
sehen, dass „unregulierte Märkte autore­
gressive Züge“ aufweisen. Man kann nur
raten: Mehr lesen! Bei Smith und den deut­
schenNeoliberalen stand das schon alles.

Schließlich verabredete die Große Ko­
alition im Jahr 2005, die Finanzaufsicht
„schlank zu gestalten“ und den Anleger­
schutz am „Leitbild des mündigen Bür­
gers“ zu orientieren. Zynisch interpretiert:
wer sich im Irrgarten der „strukturierten
Finanzprodukte“ verheddert, ist selbst
schuld. Landesregierungen ermutigten
ihre Landesbanken, Ausgliederungen in
Dublin zu gründen, umamgroßenRadmit­
zudrehen. Ein klarer Verstoß gegen die in
Basel II getroffenen Vereinbarungen zur
Eigenkapitalsicherung. Unabhängig vom
Parteibuch fielen viele Stadtkämmerer –
leider auch in Stuttgart – auf das abstruse
„Cross­Border­Leasing“ herein, also den
Verkauf und das Zurückmieten öffentli­
cher Einrichtungen. Und bisher sind die
EU­Staaten nicht willens, Kreditausfall­
versicherungen, sogenannteCreditDefault
Swaps, zu verbieten, wenn ihnen kein Kre­
dit zugrunde liegt. Im Privatbereich käme
dies einer Feuerversicherung auf das Haus
desNachbarn gleich.

Mankann sich beimbestenWillennicht
vorstellen, dass deutsche Neoliberale die­
sem Treiben jemals ihren Segen gegeben
hätten. Hier liegt Staatsversagen vor und
nichts anderes.

Debatte „Neoliberalismus“ ist heute ein Schimpfwort. Die gegenwärtige Krise
ist aber nicht den ursprünglichen Vordenkern der „Unsichtbaren Hand“ anzulasten,

sondern zahlreichen verfehlten politischen Entscheidungen.
Ein Zwischenruf. Von Siegfried F. Franke
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